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In Ihrem Abonnement enthalten: 
Drei Nutzer-Lizenzen für die  
digitalen Inhalte

Anmeldung

Ich bin schon beim IWW Institut registriert.

 Angemeldet bleiben  ?

max.mustermann@kanzlei.de

• • • • • • •

Anmelden Abbrechen

Melden Sie sich mit Ihren Zugangsdaten an unter 

 iww.de/anmelden

Sie haben noch kein IWW Konto?  
Dann registrieren Sie sich zunächst unter

 iww.de/registrierung

Direkt umsetzbare Empfehlungen, anschauliche Musterfälle, praktische Arbeitshilfen u. v. m. –  
Ihr Abonnement bietet digital umfangreiche Fachinhalte zu Ihrem Arbeitsgebiet.

Aber nicht nur das: Ihr Abonnement enthält automatisch auch drei Lizenzen für Nutzer in Ihrer  
Kanzlei/Praxis. So können auch Kollegen und Mitarbeiter auf die digitalen Inhalte zugreifen –  
ganz ohne weitere Kosten.

Hier erfahren Sie, wie es geht.

Sobald Sie angemeldet sind, finden Sie Ihre derzeit 
aktiven Abonnements unter 

 Mein Konto/Letzte Aktivitäten 

Mein Konto

Letzte Aktivitäten

Schritt 1: Anmeldung

oder geben Sie den Link iww.de/kundencenter 
ein.

IHR ABO  IHR ABO  
KANN MEHR! KANN MEHR! 
Ohne zusätzliche Kosten. 
Jetzt weitere Nutzer freischalten! 

Kurzanleitung  
herunterladen unter:  
www.iww.de/s7219

1 Abo = 
3 Nutzer

50JAHRE

1974 2024bis

Holen Sie jetzt alles aus Ihrem Abo raus! 

VB VereinsBrief unterstützt Sie optimal im beruflichen  
Alltag. Aber nutzen Sie auch das ganze Potenzial?

Unser Tipp: Nutzen Sie den Informationsdienst an möglichst 
vielen Arbeitsplätzen und schalten Sie die digitalen Inhalte 
für zwei weitere Kollegen frei! Das kostet Sie nichts, denn 
in Ihrem digitalen Abonnement sind automatisch drei  
Nutzer-Lizenzen enthalten.

Der Vorteil: Ihre Kollegen können selbst nach Informationen 
und Arbeitshilfen suchen – und Sie verlieren keine Zeit mit 
der Abstimmung und Weitergabe im Team.

Und so einfach geht’s: Auf iww.de anmelden, weitere  
Nutzer eintragen, fertig! 
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	▶ Vereinsrecht
Vorstandshaftung: Sorgfaltspflichten wachsen mit der Erfahrung

|  Mit den fachlichen Kenntnissen wächst auch der Haftungsmaßstab,  
der bei einem Vereinsvorstand für grob fahrlässiges Verschulden eines 
Schadens angelegt werden kann. Das hat das OLG Brandenburg bei einem 
Reit- und Fahrverein klargestellt, der ein Schaufahren mit Kutschengespannen 
veranstaltete, bei dem es zu einem Unfall kam.  |

Unfallursache war, dass sich zwei Gespanne zu nahekamen und daraufhin die 
Pferde eines Gespanns durchgingen. Eine Mitfahrerin wurde dabei schwer 
verletzt. Das Gericht sah dabei ein schweres Organisationsverschulden des 
Vorstands. Deswegen griff die Haftungsbefreiung nach § 31a BGB nicht, die 
den ehrenamtlichen Vorstand bei leichter Fahrlässigkeit freistellt. Nach Auf-
fassung des OLG handelten die Vorstandsmitglieder grob fahrlässig, weil sie 
das Schaufahren ohne genauen Ablaufplan durchgeführt hatten und sich die 
Gespanne deswegen zu nahekamen (OLG Brandenburg, Urteil vom 25.09.2024, 
Az. 7 U 121/23, Abruf-Nr. 245031).

Als erschwerend wertete das Gericht, dass die Vorstandsmitglieder selbst 
erfahrene Kutscher waren. Die große Erfahrung verschärft die Sorgfaltsan-
forderungen, und steigert damit die Schwere des Verschuldens bei der Miss-
achtung dieser Sorgfalt. Wer mehr weiß und mehr kann, muss diese Fähig-
keiten einsetzen, um selbst angebahnte Gefahren zu beherrschen. 

Die Haftungs- 
befreiung  
in § 31a BGB  
greift nicht immer 

	▶ Grundbuch
„MoPeG-Zeitalter“: Vereine ohne Rechtspersönlichkeit sind seit 
2024 grundbuchfähig

|  Vereine ohne Rechtspersönlichkeit (nicht eingetragene Vereine), deren 
Zweck nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist  
(= Idealvereine), sind mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Modernisie-
rung des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) uneingeschränkt grund-
buchfähig. Diese Auffassung vertritt das OLG Frankfurt am Main.  |

Das OLG widersprach damit dem Grundbuchamt. Das hatte sich auf den 
Standpunkt gestellt, dass das Inkrafttreten des MoPeG am 01.01.2024 nichts 
daran geändert habe, dass sich auch der nicht eingetragene Verein zuerst ins 
Vereinsregister eintragen lassen müsse, um über Grundstücke verfügen zu 
können. Für den nicht eingetragenen Verein gelte § 47 Abs. 2 Grundbuchord-
nung. Danach müssten alle Mitglieder im Grundbuch eingetragen werden. 
Anders das OLG: Auch nicht eingetragene Idealvereine sind mit dem Inkraft-
treten des MoPeG uneingeschränkt grundbuchfähig. Das folge aus § 54 Abs. 1 
S. 1 BGB, wonach auf diese Vereine die Vorschriften der §§ 24-53 BGB anzu-
wenden sind. Mit der Änderung des § 54 BGB gilt für nicht eingetragene Ver-
eine nicht mehr GbR-, sondern Vereinsrecht (OLG Frankfurt am Main, Be-
schluss vom 10.10.2024, Az. 20 W 186/24, Abruf-Nr. 245030).

Wichtig  |  Das OLG hat offengelassen, wie nachzuweisen ist, wer als gesetz-
licher Vertreter des Vereins ohne Rechtspersönlichkeit gilt.

Auch für nicht 
eingetragene 
Vereine gilt jetzt 
Vereinsrecht

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/245031
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/245030
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	▶ Sachspenden
Influencer spendet zu Werbezwecken überlassene Sachen weiter: 
Das ist beim gemeinnützigen Empfänger veranlasst

|  In Zusammenhang mit der ertragsteuerlichen Behandlung von digital 
agierenden Steuerzahlern (Influencern) weist das Finanzministerium  
(FinMin) Schleswig-Holstein darauf hin, dass zu Werbezwecken erhaltene 
Produkte keine Geschenke sind, sondern Entgelt für die Werbetätigkeit. 
Das hat auch Folgen, wenn der Influencer die Sachen später spendet.  |

Gibt der Influencer die Gegenstände (z. B. Kleidung, Lebensmittel, Kosmeti-
ka) an gemeinnützige Körperschaften ab, handelt es sich bei ihm um eine 
Entnahme i. S. v. § 4 Abs. 1 S. 2 EStG. Diese wird ertrag- und umsatzsteuerlich 
wie ein betrieblicher Umsatz behandelt und zum Teil- oder Buchwert ange-
setzt. Offen gelassen hat das Ministerium, wie die Bewertung der Sachen 
erfolgen muss. Ob und in welcher Höhe also durch Test, Vorführung etc. eine 
Wertminderung auf den Verkehrswert entsteht (FinMin Schleswig-Holstein, 
Schreiben vom 02.07.2024, Az. VI 3010 – S 2240 – 190).

Wichtig  |  Die Empfängerorganisation muss keine Wertermittlung vorneh-
men, weil es sich um Spenden aus dem Betriebsvermögen handelt. Für den 
Spender entsteht dabei aber kein steuerlicher Vorteil.

 ↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS

•	Beiträge „Verkauf von Sachspenden (Teile 1 und 2)“, VB 9/2024, Seite 10 → Abruf-Nr. 
50143094 und VB 10/2024, Seite 7 → Abruf-Nr. 50178961

Weitergabe der 
Produkte als Spende 
aus dem Betriebs-
vermögen 

ARCHIV
Ausgabe 9 | 2024 

und 10 | 2024

	▶ Gesetzesvorhaben
Demnächst im Bundesrat: Gesetz über haftungsrechtliche 
Erleichterungen für ehrenamtliche Vereinstätigkeit 

|  Der Bundesrat hat den Entwurf eines Gesetzes über haftungsrechtliche 
Erleichterungen für ehrenamtliche Vereinstätigkeit (Abruf-Nr. 244966) vor-
gelegt. Danach soll der Haftungsfreibetrag von 840 Euro auf 3.000 Euro 
(= Übungsleiterfreibetrag nach § 3 Nr. 26 S. 1 EStG) erhöht werden.  |

§ 31a Abs. 1 S. 1 und § 31b Abs. 1 S. 1 BGB sollen dazu entsprechend geändert 
werden. Diese Vorschriften beschränken die Haftung von Vorstandsmitglie-
dern und anderen ehrenamtlich Tätigen im Rahmen ihrer Vereinstätigkeiten 
auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Der Initiator (Bayern) begründet die  
Initiative damit, dass bürgerschaftliches Engagement grundlegende Bedeu-
tung für die Gesellschaft hat. Die mögliche Haftung von ehrenamtlichen  
Organmitgliedern werde regelmäßig als Hindernis für die Ausübung von  
Ehrenämtern und insbesondere Vorstandsämtern angeführt.  

Wichtig  |  Der Gesetzesentwurf stellt klar, dass die Anhebung des Haftungs-
freibetrags keinerlei Auswirkungen auf die Beurteilung der Besteuerung von 
Entschädigungszahlungen nach dem EStG hat. Die Anlehnung an den 
Übungsleiterfreibetrag erfolge aus der pragmatischen Überlegung, einen 
vielfach allgemein bekannten Schwellenwert zu übernehmen.

Höherer Haftungs-
freibetrag wird 
angestrebt

https://www.iww.de/vb/spendenrecht/spendenrecht-verkauf-von-sachspenden-teil-1-kann-der-spender-eine-zuwendungsbestaetigung-erhalten-b162288
https://www.iww.de/vb/spendenrecht/spendenrecht-verkauf-von-sachspenden-teil-2-so-koennen-sie-ihn-steuerguenstig-gestalten-b162985
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/244966
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JAHRESSTEUERGESETZ

JStG 2024: Das sind die steuerlichen Änderungen 
für gemeinnützige Einrichtungen 

|  Der Bundesrat hat dem Jahressteuergesetz 2024 am 22.11.2024 zugestimmt. 
Es tritt mit Verkündung in Kraft, also voraussichtlich zum 01.01.2025. Für ge-
meinnützige Einrichtungen sind folgende Änderungen von Bedeutung.  |

Wohnungsgemeinnützigkeit
Die „Förderung wohngemeinnütziger Zwecke“ wird unter § 52 Abs. 2 Nr. 26 
als neuer gemeinnütziger Zweck in die AO aufgenommen (VB 7/2024, Seite 12 
→ Abruf-Nr. 50074896). Die Neuregelung trifft zunächst eine Klarstellung be-
züglich der steuerbegünstigten Wohnraumüberlassung (die schon bisher als 
mildtätiger Zweck begünstigt war). 

Zugleich erhöhen sich die Einkommensgrenzen für die wirtschaftliche  
Hilfebedürftigkeit. Statt des Vierfachen des Sozialhilferegelsatzes gilt das 
Fünffache; bei Alleinstehenden und Alleinerziehenden das Sechsfache statt 
des Fünffachen.

Klarstellung zu zweckgebundenen Rücklagen
Für zweckgebundene Rücklagen wird klargestellt, dass sich die Art und Höhe 
der Rücklage auf den zum Zeitpunkt der Bildung bestehenden Planungs-
stand beziehen (§ 62 Abs. 1 Nr. 1 AO). Von praktischer Bedeutung ist diese 
Änderung kaum. Sie bedeutet zunächst nur, dass Fehlplanungen keinen Ver-
stoß gegen die zeitnahe Mittelverwendung bedeuten. Nach dem Kommentar 
zum Gesetzesentwurf sollen insbesondere erforderliche nachträgliche An-
passungen in der Planung erlaubt werden.

Umsatzsteuerbefreiung für Bildungsleistungen
Anders als zunächst geplant ist für die Umsatzsteuerbefreiung für private 
Bildungsträger weiterhin eine Bescheinigung der zuständigen Landesbehör-
de erforderlich (§ 4 Nr. 21 UStG). Nachgewiesen werden muss damit aber 
nicht mehr die Vorbereitung auf einen staatlich anerkannten Abschluss, son-
dern lediglich „dass die Träger Schulunterricht, Hochschulunterricht, Aus-
bildung, Fortbildung oder berufliche Umschulung erbringen“.

Keine Umsatzsteuerbefreiung für die Überlassung von Sportanlagen
Die geplante Anpassung der Steuerbefreiung für Leistungen in Zusammen-
hang mit Sport hat der Bundesrat abgelehnt. Weiterhin ist nur die Teilnahme 
an sportlichen Veranstaltungen steuerbefreit. Die Überlassung von Sportan-
lagen und Geräten fällt nicht darunter und bleibt damit umsatzsteuerpflichtig 
(§ 4 Nr. 22b UStG). 

Kleinunternehmergrenze wird erhöht
Bei der Kleinunternehmerregelung (§ 19 UStG) wird die Grenze für den Vor-
jahresumsatz von 22.000 Euro auf 25.000 Euro erhöht. Die Grenze für das 
laufende Jahr steigt von 50.000 Euro auf 100.000 Euro. Vereine sind davon 
vielfach betroffen, weil die steuerpflichtigen Umsätze oft gering sind ist.

SIEHE AUCH
Beitrag in 7 I 2024

Seite 12

Nachträglich 
erforderliche 
Anpassungen sind 
jetzt unschädlich

Geringere Hürden 
zum Erhalt der 
Bescheinigungen  
der Landesbehörde

Bundesrat hat  
Veto eingelegt

https://www.iww.de/vb/steuergestaltung/gemeinnuetzigkeit-jahressteuergesetz-2024-wohnungsgemein-nuetzigkeit-wird-im-gesetz-verankert-b161112
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RECHNUNGSLEGUNG

Die E-Rechnung im Verein: FAQ der  
Finanzverwaltung geht auf Besonderheiten ein

|  Ab dem 01.01.2025 gilt die Pflicht, E-Rechnungen versenden und empfan-
gen zu können. Das BMF hat eine FAQ-Seite „Fragen und Antworten zur 
Einführung der obligatorischen (verpflichtenden) E-Rechnung“ erstellt,  
deren Inhalte aber teils vom offiziellen BMF-Anwendungsschreiben abwei-
chen. VB macht Sie mit den vereinsrelevanten Äußerungen vertraut.  |

Fallen Vereine unter die Regelungen zur verpflichtenden E Rechnung?
Vereine können sowohl eine nichtunternehmerische als auch eine unterneh-
merische Tätigkeit ausüben. Ist der Verein unternehmerisch tätig, sind die 
allgemeinen Regelungen für die verpflichtende E Rechnung anzuwenden. 
Das bedeutet: Der Verein muss E-Rechnungen empfangen können und selbst 
E-Rechnungen ausstellen, sofern keine Ausnahmeregelung greift.

Betreffen Leistungen den nichtunternehmerischen (ideellen) Bereich des 
Vereins, muss der Verein weder E-Rechnungen empfangen können noch 
selbst E-Rechnungen ausstellen. Zwar besteht auch für Umsätze an juristi-
sche Person, die kein Unternehmer ist (also z. B. an einen nichtunternehme-
risch tätigen Verein), eine Pflicht zur Ausstellung einer Rechnung. Diese kann 
aber auch als sonstige Rechnung ausgestellt und übermittelt werden.

Keine E-Rechnungspflicht bei Kleinunternehmern?
Im Schreiben vom 15.10.2024 vertritt das BFM die Auffassung, dass auch 
Kleinunternehmer i. S. v. § 19 UStG E-Rechnungen ausstellen müssen. Lt. 
FAQ dagegen müssen für Leistungen, die von Kleinunternehmern erbracht 
werden, keine E-Rechnung ausgestellt werden.

Wichtig  |  Für Vereine ist das wichtig, weil die nicht steuerbefreiten Umsätze 
oft unter die Kleinunternehmerregelung fallen. In der Praxis wird das ver-
mutlich keine Rolle spielen, weil die Folge einer falsch ausgestellten Rech-
nung nur der Ausschluss des Vorsteuerabzugs ist.

Müssen E-Rechnungen auch für Barkäufe ausgestellt werden?
Für Leistungen, die bar bezahlt werden, gelten keine besonderen Regelun-
gen. Ergo muss auch für Barverkäufe eine E-Rechnung ausgestellt werden, 
wenn der Rechnungsbetrag über 250 Euro liegt. In der Regel ist hier aber 
eine unmittelbare elektronische Übermittlung der Rechnung nicht praktika-
bel. Das BMF schlägt deshalb folgendes Verfahren vor: Der Verkäufer stellt 
vor Ort zunächst eine sonstige Rechnung aus (z. B. in Form eines Kassenbe-
legs), die nachträglich durch eine E-Rechnung berichtigt wird. Dazu muss 
der Verkäufer die E-Mail-Adresse des Rechnungsempfängers erfragen und 
später eine E-Rechnung per E-Mail versenden.

 ↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE 

•	FAQ-Seite: www.iww.de/s12035

•	BMF-Schreiben vom 15.10.2024, Az. III C 2 – S 7287-a/23/10001 :007 → Abruf-Nr. 244405

Im Verein wird 
E-rechnungs- 
technisch der 
unternehmerische ...

... vom nicht- 
unternehmerischen 
Bereich  
unterschieden

In FAQ steht etwas 
anderes als im 
BMF-Schreiben

Eigenes Verfahren 
bei bar bezahlten 
Rechnungsbeträgen 
über 250 Euro

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/FAQ/e-rechnung.html
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/244405
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GEMEINNÜTZIGKEIT

Die Mittelverwendungsrechnung im Verein (Teil 3): 
Das kleine Einmaleins der Erstellung

|  Der Nachweis der zeitnahen Mittelverwendung kann für gemeinnützige 
Körperschaften eine komplexe Aufgabe sein. Gesetzliche Vorgaben gibt es 
nur mittelbar und auch die Finanzverwaltung bleibt bei dem Thema denk-
bar allgemein. Deswegen sind sowohl das grundsätzliche Verfahren einer 
Mittelverwendungsrechnung als auch viele Einzelfragen ungeklärt. VB zeigt 
in diesem dritten Teil der Beitragsserie, mit welchem Verfahren die Mittel-
verwendungsrechnung als zeitpunktbezogene Vermögensübersicht erstellt 
werden kann und welche Fallstricke Sie dabei beachten müssen.  |

Die Vermögensaufstellung ist das A und O
Eine Mittelverwendungsrechnung basiert immer auf einer Vermögensauf-
stellung. Bei der Mittelverwendungsrechnung wird nur das tatsächlich ver-
fügbare Vermögen berücksichtigt: Soweit also die Aktivseite der Bilanz als 
Grundlage für die Aufstellung verwendet wird (dazu später mehr), müssen 

	� Forderungen (darunter auch gegebene Darlehen) vom Vermögen abgezo-
gen werden und 

	� aktive Rechnungsabgrenzungsposten abgezogen werden.

Der Nachweis der zeitnahen Mittelverwendung 
Für das so ermittelte tatsächlich verfügbare Vermögen muss – per saldo – 
nachgewiesen werden, dass es

	� entweder bereits zeitnah verwendet wird (nutzungsgebundenes Anlage-
vermögen) oder

	� nicht zeitnah verwendet werden muss. Zu diesen Vermögensposten gehö-
ren

	▪ die Mittelvorträge aus den beiden Vorjahren, 
	▪ die ausgewiesenen gemeinnützigkeitsrechtlichen Rücklagen,
	▪ das Ausstattungskapital bei Stiftungen, das Stammkapital bei Kapital-

gesellschaften und die Kapitalrücklage bei der UG.

Ein Saldo, der größer ist als Null, beziffert den Verwendungsüberhang. Dies 
ist dann der Betrag der Mittel, die unzulässigerweise nicht zeitnah verwendet 
wurden. Rechnerisch kann dieser Nachweis durch eine Saldierung der ge-
nannten Posten erfolgen oder durch eine bilanzierende Gegenüberstellung.

Die Zahlenbasis für die Mittelverwendungsrechnung
Die Zahlenbasis der Mittelverwendungsrechnung bilden also

	� eine Vermögensaufstellung (bilanziell oder anderweitig), die das nut-
zungsgebundene Anlagevermögen getrennt von sonstigen Anlagevermö-
gen ausweist,

Das tatsächlich 
verfügbare Vermö-
gen wird ermittelt ...

... und dann auf eine 
zeitnahe Verwen-
dung untersucht 

Positiver Saldo- 
betrag ist nicht 
zeitnah verwendet 
worden 
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	� ein Rücklagenspiegel (d. h. die laufend aktualisierte Darstellung aller ge-
meinnützigkeitsrechtlichen Rücklagen),

	� die Ermittlung der liquiden Überschüsse aus den beiden Vorjahren auf Ba-
sis einer Einnahmen-Überschuss-Rechnung (EÜR) oder Gewinn- und Ver-
lustrechnung (GuV). 

So wird der Verwendungsüberhang berechnet 
Die Ermittlung eines eventuellen Verwendungsüberhangs kann entweder 
saldierend oder bilanzierend erfolgen. 

Möglichkeit 1: Ermittlung durch eine Saldierung
Die saldierende Ermittlung erfolgt schematisch so:

Tatsächlich verfügbares Vermögen

./. Nutzungsgebundenes Anlagevermögen

./. Ausstattungsvermögen

./. Mittelvorträge aus den beiden Vorjahren

./. Rücklagen, Vermögenszuführungen und Rückstellungen

= Verwendungsüberhang (soll nicht größer als Null sein)

Möglichkeit 2: Ermittlung durch eine bilanzierende Gegenüberstellung 
Werden die genannten Posten weiter aufgegliedert, ist eine bilanzierende 
Darstellung übersichtlicher. Sie stellt dem tatsächlich verfügbares Vermögen 
die nicht zeitnah zu verwendenden Mittel nach folgendem Schema gegen-
über:

Tatsächlich verfügbares  
Vermögen

Nutzungsgebundenes Anlagevermögen

Ausstattungsvermögen

Mittelvorträge aus den beiden Vorjahren

Rücklagen, Vermögenszuführungen und 
Rückstellungen

Verwendungsüberhang

Die Salden beider Seiten müssen – wie bei einer Bilanz – die gleiche Summe 
haben. Der Verwendungsüberhang ist hier der Ausgleichsposten, der, wenn 
er einen positiven Betrag hat, aufzeigt, dass Mittel unzulässigerweise nicht 
zeitnah verwendet wurden.

Wichtig  |  Für eine gelungene Mittelverwendungsrechnung gilt: Weisen Sie 
alle nach § 62 AO nicht zeitnah zu verwendenden Mittel getrennt aus! Denn 
aus der Mittelverwendungsrechnung muss ersichtlich sein, ob die ausgewie-
senen Beträge für Rücklagen und Vermögenszuführungen eventuell korri-
giert werden müssen. Dies ist der Fall, wenn sie keine saldenmäßige Ent-
sprechung im tatsächlich vorhandenen Vermögen haben. Berechnungsver-
fahren, wie sie teilweise in der Literatur zu finden sind, sollten deshalb vor 
Anwendung auf die Gliederung der einzelnen Posten kritisch geprüft werden. 

Liquide Überschüsse 
aus EÜR oder GUV

Bilanzierende 
Darstellung bei 
komplexerer 
Vermögensstruktur

Das kennzeichnet 
gelungene Mittel- 
verwendungs- 
rechnungen 
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Bedeutung der Bilanz für die Mittelverwendungsrechnung
Bei gemeinnützigen Körperschaften, die eine Bilanz erstellen, sind alle  
Vermögensposten, deren zeitnahe Verwendung nachzuweisen ist, auf der  
Aktivseite der Bilanz zu finden. Das Aktivvermögen stellt das tatsächlich  
verfügbare Vermögen dar. Hierzu gehören das Anlage- und Umlaufvermögen: 

	� Zum Anlagevermögen gehören
	▪ immaterielle Vermögensgegenstände,
	▪ Sachanlagen,
	▪ Finanzanlagen und
	▪ Wertpapiere des Anlagevermögens.

	� Zum Umlaufvermögen gehören
	▪ Waren und Vorräte,
	▪ Wertpapiere und
	▪ Kassenbestand sowie Guthaben bei Kreditinstituten. 

Nicht aufgenommen werden Forderungen (insbesondere auch gegebene 
Darlehen) und Rechnungsabgrenzungsposten.

Passive Bilanzposten müssen nicht einbezogen werden, weil es nicht auf die 
Herkunft des Vermögens ankommt, sondern auf die Verfügbarkeit. So bilden 
erhaltene Darlehen oder passive Rechnungsabgrenzungsposten wie bei-
spielsweise im Voraus gezahlte Mieten sich auf der Aktivseite der Bilanz als 
Vermögen ab (zum Beispiel als Bankguthaben). Daher müssen diese vom 
Verein nicht eigens erfasst werden.

Teils wird hier die Bilanzsumme als Ausgangszahl verwendet, die dann um 
die Posten korrigiert wird, die der Periodenabgrenzung dienen (Rechnungs-
abgrenzungsposten und Rückstellungen) oder kein verfügbares Vermögen 
darstellen (Forderungen). Sinnvoller wird es sein, in die Mittelverwendungs-
rechnung nur diejenigen aktiven Bilanzpositionen aufzunehmen, die tatsäch-
lich verfügbares Vermögen darstellen.

Das sind die Vermögensposten bei Nichtbilanzierern
Bei nicht bilanzierenden Organisationen werden die gleichen Vermögenspos-
ten benötigt. Es spielt insoweit keine Rolle, wie die Rechnungslegung gestal-
tet ist, solange die Vermögensaufstellung die erforderlichen Informationen 
liefert.

Das sind die Posten einer Mittelverwendungsrechnung
Die Mittelverwendungsrechnung wird dann im Einzelnen folgendermaßen 
gegliedert:

Tatsächliches 
Vermögen auf der 
Aktivseite der Bilanz

Das gehört zur 
Aktivseite der Bilanz 

Die Rolle der 
passiven Bilanzpos-
ten für die Mittelver-
wendungsrechnung

Es werden die 
gleichen Vermögens-
posten wie bei 
Bilanzierern benötigt
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Mittelverwendungsrechnung zum 31.12.2024

Vorhandenes Vermögen Zuordnung nach zeitnaher Verwendung

Immaterielle 
Vermögensgegenstände

Sachanlagen

Finanzanlagen

Wertpapiere des  
Anlagevermögens

Waren und Vorräte**

Wertpapiere des 
Umlaufvermögens

Kassenbestand, Guthaben  
bei Kreditinstituten

Ausstattungskapital

Darlehen in steuerpflichtigem wirtschaftlichem  
Geschäftsbetrieb und Vermögensverwaltung*

Nutzungsgebundenes Umlaufvermögen (Waren- 
und Materialbestände die für Satzungszwecke 
verwendet werden)**

Vermögenszuführungen nach § 62 Abs. 3 AO

Gemeinnützigkeitsrechtliche Rücklagen
a.	 freie Rücklagen
b.	 gebundene Rücklagen
c.	 Betriebsmittelrücklagen in ideellem Bereich 

und Zweckbetrieb

Rücklagen in Vermögensverwaltung und 
steuerpflichtigem wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieb

Rückstellungen

Mittelvortrag 2023 (lt. getrennter Darstellung)

Mittelvortrag 2024 (lt. getrennter Darstellung)

Verwendungsüberhang

* Hinweis: Erhaltene Darlehen müssen grundsätzlich zweckgebunden verwendet werden. 
Eine Ausnahme sind Darlehen in den steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
und die Vermögensverwaltung, die ausschließlich aus deren Erträgen verzinst und getilgt 
werden. Diese müssen dann in der Mittelverwendungsrechnung eigens ausgewiesen 
werden.
** Bei Nichtbilanzierern werden Waren und Vorräte grundsätzlich als Betriebsausgaben 
behandelt. Es erfolgt also keine Bestandserfassung bzw. -korrektur durch Inventur. Die 
Posten werden dann auf beiden Seiten der Aufstellung entsprechend weggelassen. 
Aufwendungen für Waren und Vorräte des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-
betriebs werden also im – getrennt ermittelten – Betriebsergebnis dieses Bereichs 
abgebildet. Eine Mittelfehlverwendung würde als Verlust zu Buche schlagen.

Posten Mittelvortrag: So wird er berechnet
Da § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO einen zweijährlichen Verwendungshorizont vorsieht, 
können gemeinnützige Körperschaften einen Mittelvortrag ausweisen, der 
aus Überschüssen der letzten beiden Jahre entsteht und noch nicht der zeit-
nahen Verwendung unterliegt.

Die Berechnung dieses Mittelvortrags kann natürlich auch innerhalb der obi-
gen Aufstellung „Mittelverwendungsrechnung zum 31.12.2024“ erfolgen. Der 
Übersichtlichkeit halber nehmen wir ihn hier getrennt vor.

Der Mittelvortrag kann nicht aus der Bilanz oder Vermögensaufstellung ab-
gelesen werden. Hier muss auf die saldierten liquiditätswirksamen Aufwen-
dungen und Erträge aus GuV oder EÜR zurückgegriffen werden. Zusätzlich zu 

Diese Posten muss 
die Mittelverwen-
dungsrechnung  
abbilden

Überschüsse der 
letzten zwei Jahre 
sind noch nicht zeit- 
nah zu verwenden

Für den Mittelvortrag 
maßgeblich: Zahlen 
aus GuV oder EÜR
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den Bilanzposten müssen also die entsprechenden Posten aus der Ertrags-
rechnung herangezogen werden. 

Ein Mittelvortrag auf Basis der GuV kann sich beispielsweise wie folgt  
gestalten: 

Umsatzerlöse

+ andere aktivierte Eigenleistungen

+ sonstige betriebliche Erträge

./. Materialaufwand

./. Personalaufwand

./. sonstige betriebliche Aufwendungen

+ Erträge aus Beteiligungen

+ Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des Finanzanlagever-
mögens, davon aus verbundenen Unternehmen

+ sonstige Zinsen und ähnliche Erträge

+ Zinsen und ähnliche Erträge, davon aus verbundenen Unternehmen

./. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

./. sonstige Steuern

= Mittelvortrag liquider Überschuss

Nicht aufgenommen werden in die Berechnung die GuV-Posten 
	� Erhöhung oder Verminderung des Bestands an fertigen und unfertigen Er-
zeugnissen (weil diese bereits in den erfassten Bilanzposten abgebildet 
sind) und 

	� Abschreibungen (weil sie nicht liquiditätswirksam sind).

Wichtig  |  Diese Berechnung des Mittelvortrags muss für das laufende (Ab-
schluss-)Jahr und das Vorjahr erfolgen.

PRAXISTIPP  |  Die Ermittlung der Mittelvorträge auf Basis der EÜR erfolgt in 
gleicher Weise. Auf die Bezeichnung der Posten kommt es hier nicht an. Ent-
scheidend ist, dass nicht liquiditätswirksame Aufwendungen und Erträge nicht 
berücksichtigt werden.

Posten Rücklagenspiegel: Das ist umfasst
Unverzichtbar für eine Mittelverwendungsrechnung ist ein Rücklagenspie-
gel; sprich eine vollständige und aktuelle Darstellung der Rücklagen und 
Vermögenszuführungen. 

Der Rücklagenspiegel umfasst
	� gemeinnützigkeitsrechtliche Rücklagen

	▪ freie Rücklagen
	▪ zweckgebundene Rücklagen
	▪ Wiederbeschaffungsrücklage 
	▪ Betriebsmittelrücklagen in ideellem Bereich und Zweckbetrieb

So kann ein Mittel- 
vortrag aussehen

Zwei GuV-Posten 
werden in  
Berechnung  
nicht aufgenommen

Mittelvortrag auf 
Basis der EÜR 
erfolgt wie bei GuV

Warum der  
Rücklagenpiegel 
unverzichtbar ist ...

... und was er  
alles umfasst
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	� Vermögenszuführungen nach § 62 Abs. 3 AO 
	� Rücklagen zum Erwerb von Gesellschaftsrechten 
	� Sonstige Rücklagen der Vermögensverwaltung (z. B. für Gebäudeinstand-
haltung)

	� Sonstige Rücklagen im steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieb (z. B. für Umbau und Erweiterung)

Posten Verwendungsüberhang: So wird er interpretiert 
Der Posten „Verwendungsüberhang“ gibt in ersten Linie Auskunft darüber, ob 
ein Verstoß gegen das Gebot der zeitnahen Mittelverwendung vorliegt. Bei 
richtiger Umsetzung des Gebots der zeitnahen Mittelverwendung sollte der 
Verwendungsüberhang gleich Null sein. Daneben kann der Verwendungs-
überhang aber auch sowohl positiv als auch negativ werden: 

	� Alternative 1: Verwendungsüberhang ist positiv: Wenn der Verwendungs-
überhang positiv ist, so liegt regelmäßig ein Verstoß gegen das Gebot der 
zeitnahen Mittelverwendung vor.  

Aber: Im Verhältnis zum Gesamtvermögen vergleichsweise geringe positi-
ve Beträge sind unbedenklich und führen nicht zu einem Verstoß gegen 
das Gebot der zeitnahen Mittelverwendung. Das folgt schon daraus, dass 
es keine verbindlichen Vorgaben für eine konsistente Mittelverwendungs-
rechnung gibt: Die wenigen – in der Literatur auffindbaren – Verfahren 
weichen teils erheblich voneinander ab, was sich im Berechnungsresultat 
niederschlägt. 

	� Alternative 2: Verwendungsüberhang ist negativ: Regelmäßig kann es vor-
kommen, dass eine gemeinnützige Körperschaft mehr Mittel für die steu-
erbegünstigten Zwecke ausgibt als sie nach § 55 Abs. 1 Nr. 5 AOmüsste. 
Das betrifft zum einen die noch nicht zeitnah zu verwendenden Mittelvor-
träge aus den letzten beiden Jahren. In der Mittelverwendungsrechnung 
bildet sich das dadurch ab, dass der Verwendungsüberhang negativ ist. 
Aber Achtung: Eine verminderte Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung in 
den Folgejahren leitet sich dadurch nicht ab. Allerdings kann ein nicht aus-
geschöpfter Höchstbetrag für die Bildung der freien Rücklage in den fol-
genden zwei Jahren nachgeholt werden.

Ebenfalls zu einem Verwendungsüberhang kommt es, wenn das Ausstat-
tungskapital für satzungsmäßige Zwecke verbraucht wird. Hier geht die 
Literatur davon aus, dass die Körperschaft diese Überverwendung aus 
laufenden Einnahmen im Folgejahr wieder ausgleichen darf. In der Mittel-
verwendungsrechnung wird das dadurch abgebildet, dass das Ausstat-
tungskapital als eigener unveränderter Posten in der Vermögensaufstel-
lung geführt wird.

Das sind mögliche Fehlerquellen bei der Erstellung 
Im Folgenden erfahren Sie, welche typischen Fehlerquellen es bei der Erstel-
lung von Mittelverwendungsrechnungen gibt und wie Sie diesen am besten 
begegnen können.

Bei positivem Wert 
des Postens liegt ein 
Verstoß gegen das ...

... Gebot der 
zeitnahen Mittel-
verwendung vor

Diese Ursachen und 
Folgen können ...

... negative  
Verwendungs- 
überhänge haben
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Fehlerquelle 1: Rücklagenausweis nicht korrekt erfolgt 
Ein Verwendungsüberhang mit einem hohen negativen Betrag kann auch auf 
eine erforderliche Korrektur des Rücklagenausweises hinweisen. Die Fi-
nanzverwaltung hat klargestellt, dass nur tatsächlich vorhandene Mittel in 
eine Rücklage eingestellt werden können (AEAO, Ziffer 14 zu § 62 Abs. 2 AO). 

Für die Mittelverwendungsrechnung bedeutet das, dass ein Abgleich von aus-
gewiesenen Rücklagen und tatsächlich vorhandenen nicht zeitnah verwen-
deten Mitteln erfolgen muss. Ein Fehler kann hier darin liegen, dass die Be-
messungsgrundlagen ohne Rücksicht auf die tatsächlichen vorhandenen 
Mittel voll ausgeschöpft wurden. Hier liefert die Mittelverwendungsrechnung 
dann ein Korrektiv.

Fehlerquelle 2: Wertänderungen durch Abschreibungen  
Eine zweite mögliche Abweichung entsteht durch die Abschreibungen auf  
das Anlagevermögen. Es verringert sich so der ausgewiesene Vermögensbe-
stand. Nicht geklärt ist, ob dann Rücklagen in entsprechender Höhe aufge-
löst werden müssen. Das betrifft nur freie Rücklagen und Vermögenszuführun-
gen, weil für die anderen Rücklagen die für geplante Vorhaben erforderlichen 
Beträge die Bemessungsgrundlage sind und grundsätzlich alle verfügbaren 
Mittel in diese Rücklagen eingestellt werden dürfen.

Die Lösung für Wertänderungen des Sachanlagevermögen in Vermögensver-
waltung und steuerpflichtigen Geschäftsbetrieben durch Abschreibungen 
wird sein, diese bei den freien Rücklagen unberücksichtigt zu lassen. Erfor-
derliche Ersatzbeschaffungen sind dann durch die ausgewiesenen Rückla-
gen gedeckt.

Fehlerquelle 3: Bilanzielle Wertkorrekturen von Wertpapieren
Ebenfalls nicht geklärt ist, wie erforderliche bilanzielle Wertkorrekturen von 
Wertpapieren des Anlagevermögens behandelt werden. Auch hier würde sich 
das Anlagevermögen verringern und damit der Verwendungsüberhang sin-
ken. Hier wird sich empfehlen, die Wertpapiere in Mittelverwendungsrech-
nung grundsätzlich zu Anschaffungskosten auszuweisen.

 ↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE 

•	Beitrag „Die Mittelverwendungsrechnung im Verein: Anforderungen und Verfahren im 
Vergleich“, VB 7/2024, Seite 3 → Abruf-Nr. 50076467

•	Beitrag „Die Mittelverwendungsrechnung im Verein (Teil 2): Anforderungen und Voraus-
setzungen“, VB 11/2024, Seite 5 → Abruf-Nr. 50106204

Mittelverwendungs-
rechnung liefert 
regelmäßig 
Korrektiv 

Ausgewiesener 
Vermögensbestand 
wird durch Abschrei-
bungen verringert

Wertpapiere sollten 
zu Anschaffungs-
kosten ausgewiesen 
werden

https://www.iww.de/vb/gemeinnuetzigkeitsrecht/rechnungslegung-die-mittelverwendungsrechnung-im-verein-anforderungen-und-verfahren-im-vergleich-b161113
https://www.iww.de/vb/gemeinnuetzigkeitsrecht/gemeinnuetzigkeit-zweites-jstg-2024-gesetzgeber-will-gebot-der-zeitnahen-mittelverwendung-abschaffen-b161756
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BERATUNGSPRAXIS

Abteilung will sich aus Verein abspalten:  
Was gilt in punkto „zeitnahe Mittelverwendung“?

|  Die zeitnahe Mittelverwendung wirft immer wieder Fragen auf, weil viele 
Einzelfälle in den gesetzlichen Vorgaben nicht berücksichtigt sind. Nachfol-
gend geht es darum, was ein Verein in punkto zeitnahe Mittelverwendung 
veranlassen muss, wenn sich eine Abteilung abspaltet.  |

Der Fall aus der Praxis
Eine Abteilung eines Sportvereins, die schon bisher finanziell weitgehend 
selbstständig war, soll in einen eigenständigen Verein ausgegliedert werden. 
Neben Sachvermögen (Sportgeräten etc.) verfügt die Abteilung über rund 
40.000 Euro auf einem eigenen Konto, das auf den neuen Verein übertragen 
werden soll.

Neuer Verein will vorhandene Mittel nicht ausgeben müssen
Da der neue Verein im laufenden Jahr bereits nennenswerte Einnahmen aus 
Spenden und Mitgliedsbeiträgen hat, würde er die Freigrenze von 45.000  
Euro Jahreseinnahmen, bis zu der die zeitnahe Mittelverwendung nicht gilt 
(§ 55 Abs. 1 Nr. 5 AO), überschreiten. Er sucht nach einer Lösung, wie er die 
angesammelten Mittel auch weiter im Vermögen führen kann.

Die Gestaltungsmöglichkeiten
Um diese Ziele zu erreichen, muss der Verein einige Dinge beachten:

Mittelweitergabe nach § 58 Nr. 1 AO
Bei der Auskehrung des Abteilungsvermögens handelt es um eine Mittelwei-
tergabe nach § 58 Nr. 1 AO. Die ist uneingeschränkt möglich, wenn die Emp-
fängerorganisation ebenfalls steuerbegünstigt ist. Beachtet werden muss 
also, dass der neue Verein als gemeinnützig anerkannt sein muss, bevor die 
Mittelübertragung erfolgt. Es spielt dabei keine Rolle, ob sich die Satzungs-
zwecke von Mittelgeber und -empfänger decken.

Besonderheiten bei der zeitnahen Verwendung der zugewendeten Mittel gibt 
es nicht. Sie müssen nach den allgemeinen Maßgaben zeitnah verwendet 
werden. Damit gelten auch die entsprechenden Ausnahmen von der zeitna-
hen Mittelverwendung. Nach Ansicht der Finanzverwaltung liegt die Verant-
wortung dafür bei der Empfängerkörperschaft (AEAO, Ziffer 5 zu § 58 Nr. 1 AO).

PRAXISTIPP  |  Mit dem Mittelzufluss beim Empfänger beginnt erneut die allge-
meine zweijährige Verwendungsfrist. Die Mittel müssen also grundsätzlich bis 
Ende des übernächsten Jahres, das auf den Mittelzugang folgt, zweckgebunden 
verwendet werden. Ein akuter Zeitdruck für die Verwendung besteht also nicht.

Abteilung will 40.000 
Euro in neuen Verein 
mitnehmen und ...

... das Geld aus  
der zeitnahen 
Mittelverwendung 
heraushalten

Bei Mittelweiterga-
ben von einer auf die 
andere gemeinnützi-
ge Organisation ...

... bleiben die Regeln 
zur zeitnahen 
Mittelverwendung 
bestehen
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1. Die einfache Lösung – Mittelweitergabe über mehrere Jahre
Im vorliegenden Fall bietet sich eine vergleichsweise einfache Lösung an: Da 
es sich um Beträge handelt, die nahe an der Freigrenze liegen, bietet es sich 
an, die Mittelweitergabe in Form mehrerer jährlicher Tranchen zu gestalten. 
Weil die zeitnahe Mittelverwendung und damit auch die Freigrenze von 45.000 
Euro rein zuflussbezogen betrachtet wird, kann es dagegen keine Bedenken 
geben. 

Eine rechtliche Verpflichtung des Muttervereins zur Ausreichung des Abtei-
lungsvermögens gibt es nicht. Deswegen kann das Finanzamt sie auch nicht 
mit der Ausgründung der Abteilung in Zusammenhang stellen und die Auftei-
lung in mehrere Tranchen als Gestaltungsmissbrauch bewerten.

Diese Lösung stellt hier aber einen Sonderfall dar, deswegen sollten auch 
andere Möglichkeiten diskutiert werden.

2. Zuwendung aus nicht zeitnah zu verwendenden Mitteln
Die Finanzverwaltung macht bei der Mittelweitergabe eine ausdrückliche 
Ausnahme von der Pflicht zur zeitnahen Verwendung: Waren die Mittel bei 
der Geberkörperschaft nicht zeitnah zu verwenden, unterliegen sie auch bei 
der Empfängerkörperschaft nicht dem Gebot der zeitnahen Mittelverwen-
dung (AEAO, Ziffer 6 zu § 58 Nr. 1 AO). Dazu müsste der Mutterverein nachwei-
sen, dass die zugewendeten Mittel aus einer freien Rücklage oder Vermö-
genszuführung stammen und Rücklagen in entsprechender Höhe auflösen. 

Hier wäre also die Frage, wie die ausgekehrten Mittel bisher beim Mutterver-
ein behandelt wurden, ob also ein entsprechender Rücklagenausweis erfolgt 
ist. Es kommt dabei nicht auf den konkreten Betrag an, der auf dem Abtei-
lungskonto angesammelt wurde, sondern auf die vom Verein insgesamt aus-
gewiesenen Rücklagen. War der Rücklagenausweis für das Abteilungskonto 
also nicht erfolgt, geht die Mittelweitergabe ohne Pflicht zur zeitnahen Ver-
wendung auf Kosten der sonstigen ausgewiesenen Rücklagen.

Wichtig  |  Unklar ist, wie der Nachweis erfolgen muss, dass die Zuwendung 
aus freien Rücklagen erfolgt. Diesen Nachweis kann ja nur der Zuwendungs-
geber erbringen, während der Empfänger wiederum nachweisen muss, dass 
er diese Mittel nicht zeitnah verwenden muss. Hier sollte der Verein mit dem 
Finanzamt Rücksprache halten.

3. Vermögenszuführung nach § 62 Abs. 2 Nr. 3 AO
Nicht ausdrücklich geklärt ist, ob für die Mittelweitergabe zwischen gemein-
nützigen Körperschaften die Regelung zur Vermögenszuführung nach § 62 
Abs. 2 Nr. 3 AO gilt. Nach dieser Vorschrift unterliegen Zuwendungen nicht 
der zeitnahen Mittelverwendung, bei denen der Zuwendende ausdrücklich 
erklärt, dass diese zur Ausstattung der Körperschaft mit Vermögen oder zur 
Erhöhung des Vermögens bestimmt sind.

Der Wortlaut der Regelung lässt offen, ob das nur für Spenden im Sinne des 
§ 10b EStG gilt. Wie in § 58 Nr. 1 AO wird von „Zuwendungen“ bzw. „zuwenden“ 
gesprochen. Der Gesetzeswortlaut unterscheidet also nicht nach Herkunft 
der Mittel und Art oder Zweck der Zuwendung.

Mittel in Tranchen 
an neuen Verein 
übergeben

Unterlagen die Mittel 
bei der Geber- 
körperschaft ...

... schon nicht dem 
Gebot der zeitnahen 
Mittelverwendung?

Nachweisführung 
mit Finanzamt 
abstimmen

Diese Frage ist nicht 
ausdrücklich geklärt
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Wichtig  |  Man muss aber davon ausgehen, dass diese Regelung bei einer 
Mittelweitergabe zwischen gemeinnützigen Einrichtungen nicht gilt. Zum  
einen wäre dann die Vorschrift des § 58 Nr. 3 AO überflüssig, die für die  
Mittelweitergabe zur Vermögensausstattung eine Sonderregelung vorsieht. 
Zum anderen könnten auf diese Weise gemeinnützige Körperschaften Mittel 
in beliebiger Höhe der zeitnahen Verwendung entziehen, indem sie sie z. B. 
einem verbundenen Verein oder einer Tochtergesellschaft zuwenden.

4. Vermögensausstattung nach § 58 Nr. 3 AO
Für die Mittelweitergabe ins Vermögen einer anderen steuerbegünstigten 
Körperschaft gibt es in § 58 Nr. 3 AO eine spezielle Regelung. Danach darf 
eine gemeinnützige Körperschaft die folgenden – sonst zeitnah zu verwen-
denden – Mittel einer anderen steuerbegünstigten Körperschaft zur Vermö-
gensausstattung zuwenden:

	� Die Überschüsse aus der Vermögensverwaltung
	� Die Gewinne aus den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben
	� Höchstens 15 Prozent ihrer sonstigen zeitnah zu verwendenden Mittel

Berechnet werden diese Grenzen auf Basis des vorangegangenen Kalender- 
oder Wirtschaftsjahrs. Es kann also fraglich sein, ob die genannten Bemes-
sungsgrenzen im konkreten Fall ausreichen. 

Wichtig  |  Es ist aber unklar, ob diese Regelung auch für Vereine als Empfän-
ger gilt, die anders als Stiftungen oder GmbH weder ein Ausstattungs- noch 
ein Stammkapital haben. Diese Regelung zielt nämlich vor allem auf die 
Gründung und zusätzliche Vermögensausstattung von Stiftungen und ge-
meinnützigen GmbH. Der Gesetzeswortlauf sieht zwar keine Beschränkung 
auf bestimmte Rechtsformen vor. Dennoch könnte das Finanzamt die Vermö-
genszuführung nach der Regelung des § 58 Nr. 3 AO als willkürlich erachten, 
weil der vom Gesetzgeber vorgesehene Zweck der Regelung nicht greift.

Für eine Vermögensausstattung gelten folgende Voraussetzungen:

	� Die steuerbegünstigten Zwecke von Geber- und Empfängerkörperschaft 
müssen übereinstimmen. Es genügt, dass es sich um den gleichen Kata-
logzweck nach § 52 AO – hier die Förderung des Sports – handelt. Der 
ausgegliederte Verein muss also nicht die gleichen Sportarten wie der 
Mutterverein betreiben.

	� Die zugewandten Mittel und deren Erträge dürfen nicht für weitere Mittelwei-
tergaben nach § 58 Nr. 3 AO zur Vermögensausstattung verwendet werden.

	� Die zugewandten Mittel bleiben beim Empfänger zweckgebunden. Damit 
ist die allgemein gemeinnützigkeitsrechtliche Zweckbindung gemeint, die 
eine Vermögenzuführung nicht ausschließt.

Berufung auf  
§ 62 Abs. 2 Nr. 3 AO 
wäre risikobehaftet

Attraktive  
Mittelweitergabe- 
regelung ... 

... auch im Vereins-
bereich nutzbar?

Prinzipielle 
Voraussetzungen 
wären erfüllbar
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GEMEINNÜTZIGKEIT

Vorstandsmitglied begeht betrügerische  
Mittelfehlverwendung: Gemeinnützigkeit weg?

|  Beim sprichwörtlichen Griff in die Kasse kann das Finanzamt die Gemein-
nützigkeit nur dann entziehen, wenn sich die gemeinnützige Einrichtung 
diese Mittelfehlverwendung zurechnen lassen muss. Worauf es dabei an-
kommt, zeigt eine Entscheidung des Finanzgerichts Düsseldorf.  |

Der Fall vor dem FG Düsseldorf 
Der Fall betraf eine gemeinnützige GmbH mit einem Aufsichtsrat, der für die 
Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer zuständig war. Der Auf-
sichtsratsvorsitzende unterzeichnete zusammen mit der Geschäftsführerin 
Änderungen des Geschäftsführervertrags, die zu einer erheblichen Erhö-
hung der Vergütung führten, ohne den Aufsichtsrat darüber zu informieren.

Durch ein Gutachten über die zulässige Vergütungshöhe erhielt der Auf-
sichtsrat Kenntnis von der tatsächlichen aktuellen Geschäftsführervergü-
tung und kündigte den Geschäftsführervertrag außerordentlich fristlos. 
Gleichzeitig verklagte die gGmbH die Geschäftsführerin und den Aufsichts-
ratsvorsitzenden auf Schadenersatz und bekam vor dem Landgericht Recht.

Zeitgleich führte das Finanzamt eine Außenprüfung durch. Es kam zum Er-
gebnis, dass die Vergütung unangemessen hoch sei und Gründe für die sehr 
hohen Gehaltssteigerungen nicht erkennbar seien. Mit Bezug auf die vorlie-
genden Gutachten ging es von einer unverhältnismäßigen Gesamtvergütung 
der Geschäftsführerin und damit von einem Verstoß gegen das Selbstlosig-
keitsgebot aus. Es entzog der gGmbH die Gemeinnützigkeit.

Dagegen klagte die gGmbH mit der Begründung, die Auszahlung der Vergü-
tung sei durch die Geschäftsführerin eigenmächtig veranlasst worden und 
könne ihr nicht zugerechnet werden. Ohne einen vorherigen Beschluss des 
Aufsichtsrats sei der Aufsichtsratsvorsitzende nicht befugt gewesen, rechts-
geschäftliche Erklärungen des Aufsichtsrats für die GmbH abzugeben.

Die Entscheidung des FG Düsseldorf
Das FG Düsseldorf folgte dieser Auffassung und hielt die Aberkennung  
der Gemeinnützigkeit für unzulässig (FG Düsseldorf, Urteil vom 15.04.2024, 
Az. 6 K 2425/21 AO, Abruf-Nr. 245028). 

Mittelfehlverwendung allein genügt für Gemeinnützigkeitsentzug nicht
Das FG hatte keine Zweifel, dass hier eine Mittelfehlverwendung vorlag. Da-
bei kam es zunächst gar nicht darauf an, ob die Vergütung überhöht war. Es 
genügte, dass die Auszahlung der Vergütungen an die Geschäftsführerin oh-
ne Rechtsgrund erfolgte. Eine Vergütungserhöhung hätte nach dem Gesell-
schaftsvertrag rechtswirksam nur vom Aufsichtsrat als Gesamtgremium be-
schlossen werden können; das war nicht der Fall. 

Geschäftsführer-
vertrag wurde 
unbotmäßig 
ausgestattet 

Finanzamt sieht 
Verstoß gegen das 
Selbstlosigkeits- 
gebot und ... 

... entzieht der 
gGmbH die  
Gemeinnützigkeit

FG sieht Vorausset-
zungen für Entzug 
nicht als gegeben an

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/245028
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Fehlverhalten muss der Körperschaft zugerechnet werden können
Nach § 55 Abs. 1 Nr. 3 AO darf eine gemeinnützige Körperschaft „keine Per-
son durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen“. Diese Vorschrift – so 
das FG – setzt dem Wortlaut nach ein aktives Begünstigen voraus. Das war 
aber nach dem LG-Urteil, das der GmbH Schadenersatz zusprach, nicht der 
Fall. Die objektive Mittelfehlverwendung genügt nicht für den Entzug der Ge-
meinnützigkeit. Sie muss durch eine Handlung geschehen, die der Körper-
schaft zuzurechnen ist.

Das Handeln des Aufsichtsratsvorsitzenden konnte der Körperschaft aber 
nicht ohne weiteres zugerechnet werden, weil er zum Abschluss der Verein-
barungen über die Vergütungserhöhungen nach den gesellschaftsvertragli-
chen Regelungen nicht berechtigt war, also eigenmächtig gehandelt hatte. 
Ein solch eigenmächtiges Handeln eines Organs kann der Körperschaft 
grundsätzlich nur dann zugerechnet werden, wenn die anderen Organe ihre 
Überwachungspflichten grob vernachlässigt haben und ihnen der Sachver-
halt deswegen verborgen blieb.

Grobe Vernachlässigung der Überwachungspflichten muss vorliegen
Eine solche grobe Pflichtverletzung läge vor, wenn Aufsichtsratsmitglieder 
die Sorgfalt, zu der sie nach ihren persönlichen Fähigkeiten verpflichtet und 
imstande gewesen wären, in ungewöhnlich hohem Maße und nicht ent-
schuldbarerweise verletzt hätten. Zwar hatte der Aufsichtsrat nach Auffas-
sung des FG seine Sorgfaltspflichten bei der Überwachung der Geschäftsfüh-
rung vernachlässigt. Er hätte die Vergütung regelmäßig kontrollieren und 
erkennen können, dass die vereinbarten Vorgaben nicht eingehalten wurden. 

Die Sorgfaltsverletzung war aber nicht ungewöhnlich hoch und unentschuld-
bar. Dafür sprach, dass

	� Geschäftsführerin und Aufsichtsratsvorsitzender eine erhebliche krimi-
nelle Energie aufgewendet hatten, um Aufsichtsrat und Anteilseigner zu 
täuschen,

	� auch die beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft keine Auffällig- 
keiten festgestellt hatte,

	� eine Einzelaufstellung über das Geschäftsführergehalt im Jahresab-
schluss nicht erfolgt war.

Geringe Anforderungen an ehrenamtliche Aufsichtsorgane
Das FG vertrat außerdem die Auffassung, dass für ein Überwachungsver-
schulden bei ehrenamtlich tätigen Organen nicht die gleichen Maßstäbe an 
die Kontrollpflichten gestellt werden können wie bei großen Einrichtungen 
mit hauptamtlichen Organen. 

PRAXISTIPP  |  Diese Rechtsauffassung entlastet insbesondere Vereine mit  
ehrenamtlichem Vorstand und hauptamtlicher Geschäftsführung. Auch der  
ehrenamtliche Vorstand ist hier aber nicht von seinen Kontrollpflichten entbun-
den. Für Mittelfehlverwendungen, die bei regelmäßiger Prüfung der Finanzen 
unschwer zu erkennen waren, haftet der Vorstand und der Verein muss sich eine 
mangelnde Kontrolle zurechnen lassen.

Der gGmbH konnte 
kein „aktives 
Begünstigen“ 
vorgeworfen werden

Sorgfaltspflicht- 
verletzung des 
Aufsichtsrats ...

... war nicht 
ungewöhnlich hoch

Man muss schon 
zwischen ehrenamt-
lich tätigen ...

... und hauptamt- 
lichen Organen 
unterscheiden
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Schadenersatzansprüche geltend machen
Das FG stellt auch klar, dass die gemeinnützige Einrichtung unverzüglich 
entsprechende Schadenersatzforderungen geltend machen muss. Das hatte 
die gGmbH gemacht, indem sie der Geschäftsführerin fristlos gekündigt und 
rechtliche Schritte (Schadenersatzklage) eingereicht hatte. Damit lag bei der 
gGmbH kein gemeinnützigkeitsschädliches Verhalten vor.

Eine Strafanzeige wird regelmäßig nicht erforderlich sein, weil die Ersatzan-
sprüche grundsätzlich auf dem Weg der Zivilklage durchgesetzt werden 
müssen. Grundsätzlich möglich wäre auch eine außergerichtliche Einigung 
auf Erstattung der zu Unrecht bezogenen Zahlungen. Die kann aber insbe-
sondere wegen der kürzeren Verjährungsfristen problematisch sein. 

PRAXISTIPP  |  Auf jeden Fall sollte das Finanzamt informiert werden. Dabei 
kann dann auch geklärt werden, welches Vorgehen aus dessen Sicht erforderlich 
ist.

Was gilt bei Mittelfehlwendung durch gesetzliches Vertretungsorgan? 
Im behandelten Fall war ausschlaggebend, dass die Mittelfehlverwendung 
durch Personen erfolgt war, die über keine satzungsmäßige oder gesetzliche 
Vertretungsvollmacht verfügten. Umgekehrt bedeutet die Rechtsprechung 
des FG Düsseldorf, dass sich die Körperschaft eine Mittelfehlverwendung zu-
rechnen lassen müsste, wenn sie durch ein gesetzlichen Vertretungsorgan 
geschieht.

	◼ Beispiel

In einem Verein, in dessen Vorstand die drei Vorstandsmitglieder jeweils allein-
vertretungsberechtigt sind, zahlt sich eines der Vorstandsmitglieder Vergütungen 
und Aufwandsersatz aus, ohne die Zustimmung der anderen Vorstandsmitglieder 
zu haben.

Auch hier kann bzw. muss aber nicht zwingend die Gemeinnützigkeit entzo-
gen werden. Zwar hatte das Vorstandsmitglied die Vertretungsbefugnis, um 
die Zahlungen allein vorzunehmen. Nach herrschender Rechtsauffassung ist 
für den Abschluss von Anstellungsverträgen aber mindestens die Zustim-
mung des Gesamtvorstands erforderlich. Diese haben aber die entsprechen-
den Kontrollpflichten und müssen die Rückforderung betreiben.

Problematischer ist die Sachlage, wenn der Vorstand nur aus einer Person 
besteht. Nach der Rechtsprechung des BGH ist hier für den Abschluss von 
Anstellungsverträgen die Mitgliederversammlung zuständig (BGH, Urteil 
vom 21.01.1991, Az. II ZR 144/90). Es gibt aber für sie keine vergleichbaren Kon-
trollpflichten. Auch hier wird aber gelten müssen, dass der Entzug der Ge-
meinnützigkeit vermieden werden kann, wenn ein Nachfolger im Amt die ent-
sprechende Rückforderung betreibt.

Verein muss gegen 
Schädiger zivilrecht-
lich vorgehen

Verein muss sich 
Fehlverhalten eines 
gesetzlichen ... 

... Vertretungsorgans 
zurechnen lassen

Entzug der  
Gemeinnützigkeit 
kann trotzdem 
vermieden werden
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SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHT

Pauschaler Aufwandsersatz und  
Ehrenamtlichkeitsgrenze: So sieht es das BSG

|  Die sozialversicherungsrechtliche Behandlung pauschaler Aufwandsent-
schädigungen ist bei gemeinnützigen Organisationen durch die Ehrenamts-
pauschale abgesichert. Zahlungen bis zu 840 Euro jährlich sind sozialversi-
cherungsfrei. Anderes gilt bei nicht gemeinnützigen Auftraggebern. Wann 
pauschaler Aufwandsersatz hier sozialversicherungsfrei bleibt, hat das BSG 
jetzt geklärt.  |

Um diesen Fall ging es beim BSG
Im konkreten Fall ging es um „ehrenamtlich“ tätige Vorstandsmitglieder  
einer Wohnungsbaugenossenschaft.  Sie erhielten eine „Aufwandsentschädi-
gung“ von jeweils 14 Mal 400 Euro jährlich, insgesamt also 5.600 Euro im 
Jahr. Die Rentenversicherung Bund bewertete die Zahlungen im Rahmen  
einer Außenprüfung als sozialversicherungspflichtig. 

So entschied das BSG 
Das BSG ist dem gefolgt. Es hat aber auch klargestellt, dass bis zur Ehren-
amtlichkeitsgrenze des § 31a und b BGB unter bestimmten Voraussetzungen 
ein pauschaler Aufwandsersatz angenommen werden kann, der auch Zeit-
versäumnis oder Verdienstausfall einschließt (BSG, Urteil vom 12.12.2023,  
Az. B 12 R 11/21 R, Abruf-Nr. 244978).

Regelungen für öffentliche Ehrenämter gelten auch privatrechtlich
Das BSG stellt zunächst klar, dass die von der Rechtsprechung entwickelten 
Grundsätze zur ehrenamtlichen Vorstandstätigkeit bei einer Körperschaft 
des öffentlichen Rechts auch für juristische Personen des Privatrechts  
gelten. Demnach liegt keine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, 
sondern eine ehrenamtliche Tätigkeit vor, wenn die Tätigkeit nicht durch die 
persönliche Abhängigkeit vom Auftraggeber geprägt ist, sondern durch ihre 
ideellen Zwecke und Unentgeltlichkeit. 

Wird ein bestimmter organschaftlicher Aufgabenbereich, der typischerweise 
nur dem Amtsinhaber obliegt und nicht frei zugänglich ist, bereits durch die 
Satzung oder ähnliche Regelungen als Ehrenamt eingeordnet, tritt die per-
sönliche Abhängigkeit – als Merkmal einer abhängigen Beschäftigung –  
regelmäßig in den Hintergrund. Dabei kommt es aber auf die spezifischen 
Umstände des Einzelfalls an.

Abgrenzung von Ehrenamt und Beschäftigung
Bei der Abgrenzung von Ehrenamt und Beschäftigung folgt das BSG der De-
finition, die ähnlich auch im Arbeitsrecht angewendet wird: Ein Versiche-
rungsverhältnis setzt grundsätzlich voraus, dass aus der Beschäftigung Er-
werbseinkommen erzielt wird, aus dem sozial angemessene Beiträge zur 
Finanzierung des jeweiligen Systems geleistet werden können. 

Bis zu welcher Höhe 
ist pauschaler Auf- 
wandsersatz sozial- 
versicherungsfrei?

BSG zieht rote  
Linie bei Ehrenamt- 
lichkeitsgrenze  
des § 31a und b BGB

Versicherungsver-
hältnis setzt Erzie- 
lung von Erwerbs-
einkommen voraus

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/244978
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Beim Ehrenamt dagegen ist die Erwerbsabsicht nicht maßgeblich; mit ihm ist 
keine Vergütungserwartung verbunden. Zahlungen in Form von Aufwen-
dungsersatz für konkret oder pauschal berechneten Aufwand führen dabei zu 
keiner Sozialversicherungspflicht. Das schließt auch einen Ausgleich für 
Zeitversäumnis oder Verdienstausfall und eine gewisse Anerkennung der eh-
renamtlichen Tätigkeit ein.

Wichtig  |  Ob eine Tätigkeit erwerbsmäßig oder ehrenamtlich ausgeübt wird, 
darf nicht nach der subjektiven Motivation des Beschäftigten beurteilt wer-
den. Es kommt vielmehr auf die 

	� satzungsmäßigen oder vertraglichen Vereinbarungen und 
	� die Höhe der Vergütung an.

Im behandelten Fall sprach nach Auffassung des BSG zunächst schon gegen 
ein Ehrenamt, dass sich aus dem entsprechenden Beschluss des Aufsichts-
rats keine Unentgeltlichkeit ergab. Die Zahlungen wurden dort als „Vor-
standsvergütung” bezeichnet und nicht als bloße Aufwandsentschädigung. 
Auch ging aus dem Beschluss nicht hervor, welcher Aufwand abgegolten 
werden sollte. Das legte für das Gericht die Vermutung nahe, dass tatsäch-
lich eine Vergütung (im Sinn einer Gegenleistung) für Arbeitszeit und Arbeits-
kraft vorlag.

Orientierung an der Ehrenamtlichkeitsgrenze des BGB
Eine ehrenamtliche Tätigkeit muss sich auch bei der Höhe einer Aufwands-
entschädigung in einen entsprechenden Rahmen halten. Das BSG orientiert 
sich hier an der Ehrenamtlichkeitsgrenze des § 31a und b BGB. Die dort ge-
regelte Vergütungsgrenze für die Haftungsprivilegierung für (Organ-)Mitglie-
der beträgt aktuell 840 Euro im Jahr und ist an den Freibetrag des § 3 Nr. 26a 
EStG angelehnt. Überschreiten die Zahlungen diese Grenze nicht erheblich, 
spricht das gegen eine sozialversicherungspflichtige Vergütung, wenn die 
o. g. weiteren Voraussetzungen vorliegen.

Im BSG-Fall war die Grenze aber weit überschritten. Zudem ergab sich bei 
dem zugrunde gelegten Zeitaufwand ein Stundensatz von weit über 100 Euro. 
In dem Fall ist die Sozialversicherungspflicht unumstritten.

FAZIT  |  Auch in nicht gemeinnützigen Organisationen kann ein pauschaler Auf-
wandsersatz für im Kern ehrenamtliche Tätigkeiten, der nicht wesentlich über 
der Ehrenamtspauschale liegt, sozialversicherungsfrei sein. Dabei muss die  
entsprechende Vereinbarung aber klarstellen, dass 

	� es sich um (pauschalen) Aufwandsersatz bzw. Ausgleich von Verdienstausfall 
handelt und nicht um eine Vergütung für Arbeitszeit oder Arbeitskraft, 

	� sich die Höhe der Zahlung am tatsächlichen Aufwand bzw. Verdienstausfall 
orientiert. 

Dazu sollte die Aufwandsersatzvereinbarung einen ungefähren Rahmen für die 
geleisteten Stunden und/oder die typischerweise anfallenden Kosten (z. B. Fahr-
aufwand) benennen, die damit ersetzt werden.

Mit Ehrenamt ist 
keine Vergütungs- 
erwartung  
verbunden

Konkrete Verein- 
barung und Höhe  
der Vergütung ...

... sind die beiden 
Abgrenzungs-  
und Entscheidungs-
kriterien

Bei 840 Euro im Jahr 
wird ehrenamtliches 
Engagement 
unterstellt

Empfehlungen  
für die Vertrags- 
gestaltung
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PRAXISFALL

Theaterverein: Ist die Vermietung eines  
Theatersaals ein Zweckbetrieb des Vereins?

|  Die Vermietung von Räumen kann unter bestimmten Voraussetzungen 
ein Zweckbetrieb sein. Es kommt hierbei aber auf den engen Zusammen-
hang der Vermietung mit den Satzungszwecken an.  |

FR  AG E :  Wir sind ein Theaterverein (Förderung von Kunst und Kultur) und ver-
mieten unseren Theatersaal tageweise an freie Theatergruppen, die bei uns Mit-
glieder sind, sowie an Nichtmitglieder. Fallen die Einnahmen in den Zweckbe-
trieb? Gilt das auch für die Mitvermietung von Lichtpult und die Tontechnik?

A NT  WORT   :  Mindestens die Vermietung des Theatersaals an Mitglieder 
sollte als Zweckbetrieb behandelt werden können. Für Nichtmitglieder wird 
das regelmäßig nicht gelten. Da Rechtsprechung und Finanzverwaltung die 
Vermietung nur in Sonderfällen als Zweckbetrieb anerkannt haben, sollten 
Sie die Frage aber mit dem Finanzamt abklären.

Das sind die Voraussetzungen für die Einordnung als Zweckbetrieb 
Weil es sich bei der Vermietung um keine kulturelle Veranstaltung nach  
§ 68 AO handelt, kommt für die Zweckbetriebszuordnung nur § 65 AO in Frage; 
sprich die Einordnung als ein sog. allgemeiner Zweckbetrieb. Hier gelten als 
Prüfkriterien: Zwecknähe, Zwecknotwendigkeit und Konkurrenzverbot.

	� Die Zwecknähe dürfte nicht in Frage stehen, weil mit der Überlassung des 
Theatersaals kulturelle Zwecke des Vereins gefördert werden. 

	� Beim Prüfkriterium der Zwecknotwendigkeit geht es um die Frage, ob die 
kulturellen Zwecke nur durch die Vermietung erreicht werden können oder 
ob die Satzungszwecke auch auf anderem Weg erreicht werden können. Da 
geeignete Räume für die Theaterproben unverzichtbar sind, spricht das für 
die Notwendigkeit der Überlassung des Saals. Das gilt umso mehr, als ver-
gleichbare Räumlichkeiten sonst schwer zu finden sind. Es kommt dabei 
nicht darauf an, ob die Überlassung entgeltlich erfolgt.

	� Das Konkurrenzverbot betrifft die Frage, ob andere Anbieter vergleichbare 
Leistungen anbieten und damit ein vermeidbarer Wettbewerbseffekt ent-
steht. Dies ist hier mit Blick auf die besondere Art der Leistung zu beant-
worten: Es wird vermutlich kaum vergleichbare Angebote auf dem Markt 
geben. Räume ohne entsprechende Ausstattung (wie Bühne und zugehöri-
ge Technik) müssen dabei nicht miteinbezogen werden.

Das gilt für die Überlassung der licht- und tontechnischen Einrichtungen
Die Überlassung der licht- und tontechnischen Einrichtungen kann nicht  
anders behandelt werden als die Raumüberlassung. Sie spricht sogar eher 
für einen Zweckbetrieb, weil sie die spezifische Nutzung des Saals für Thea-
terzwecke verdeutlicht.

Wie sind die 
Einnahmen aus  
der Vermietung ...

... beim Verein  
zu besteuern?

Sind die drei 
Prüfkriterien des  
§ 65 AO erfüllt?
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Praxiswissen auf den Punkt gebracht.

IWW-Webinare

Recht und Steuern im Verein
Vereine sicher führen und beraten

Das Steuerrecht für gemeinnützige Organisationen ist 
kompliziert. Vereine und ihre Berater müssen nicht nur 
die klassischen Steuerarten berücksichtigen, sondern 
auch deren Aufteilung auf die vier steuerlichen Bereiche 
der Vereine beherrschen. Außerdem werden steuerliche 
Gestaltungen von der richtigen Einbettung im Gemein-
nützigkeits-, Satzungs- und Vereinsrecht beeinflusst. Das 
Webinar zeigt Ihnen einmal im Quartal, wie Sie den Verein 
in dieser schwierigen Gemengelage auf Kurs halten. 

Ihre Vorteile bei den IWW-Webinaren

•  Regelmäßiges Wissens-Update einmal
im Quartal (Einstieg jederzeit).

•  Durch die Teilnahme an einzelnen Webinaren
wählen Sie Ihre Themen gezielt aus.

•  Mit der Entscheidung für eine Webinar-Reihe
sparen Sie 90,00 Euro pro Jahr.

•  Kommunikation zwischen Teilnehmern
und Referenten akustisch und per Chat.

•  Sie sparen Zeit und Geld, denn Reiseaufwand
und -kosten entfallen.

Referent
Wolfgang Pfeffer, Lehrbeauftragter 
an der Dresden International 
University, Schriftleiter des VB 
VereinsBrief und Inhaber des 
Fachportals vereinsknowhow.de

Teilnehmerkreis
Entscheider in Vereinen, 
Steuerberater 

Termine
28.01.2025, 13.05.2025, 
13.09.2025, Termin folgt

jeweils 16:30 ― 18:30 Uhr

Buchungs-Nr. 467

Wolfgang Pfeffer

„Ich biete Ihnen praxistaugliche 

Lösungen für typische 

Problemstellungen im Verein!“

Teilnahmegebühr
bei Einzelbuchung 129,00 €,
im Abonnement 
(4 Termine in 12 Monaten) 
106,50 € pro Termin,
Preise zzgl. USt.

Anmeldung und 
aktuelles Programm 
unter iww.de/s186
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